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Hintergrundwissen: Asylrecht und Asylverfahren 

 

EU gibt Mindeststandards vor 

Das Asylrecht wird heute nicht mehr ausschließlich von den Nationalstaaten geregelt, zunehmend 

spielen rechtliche Vorgaben der EU dabei eine Rolle. Unter dem Begriff des Gemeinsamen Europäi-

schen Asylsystems (GEAS) werden verschiedene Richtlinien und Verordnungen zusammengefasst, 

welche Mindeststandards für Asylverfahren, für die Versorgung und Betreuung während des Asylver-

fahrens und die Kriterien für die Anerkennung als Flüchtling oder subsidiär schutzberechtigte Person 

festlegen. Ziel der EU ist es, dass es tatsächlich EU-weit ein einheitliches Asylrecht gibt. Bisher wer-

den die Rahmenbestimmungen der GEAS jedoch in den Mitgliedsstaaten noch sehr unterschiedlich 

interpretiert und angewendet. 

Schließlich wurde das Asylrecht auch in den Europäischen Grundrechtskatalog aufgenommen. 

Diese seit 1998 forcierte Europäisierung der Asyl- und Migrationsagenda hat in den meisten EU-

Staaten Gesetzesanpassungen ausgelöst und teilweise auch eine Nivellierung nach unten bewirkt – 

immerhin will kein Staat durch Bestimmungen, die großzügiger als das europäische Mindestniveau 

sind, für Asylsuchende attraktiver erscheinen. In Österreich haben die EU-Vorgaben einige Verbesse-

rungen bewirkt. Es wurde eine unabhängige zweite Instanz geschaffen, die Grundversorgung für alle 

AsylwerberInnen eingeführt und es besteht nun ein Anspruch auf kostenlose Rechtsberatung. 

 

 

Das Asylverfahren 

Das Asylverfahren ist im Wesentlichen in zwei Abschnitte gegliedert. Ein Zulassungsverfahren, bei 

dem geprüft wird, ob Österreich oder ein anderer Staat für die Prüfung der Fluchtgründe zuständig 

ist. Auch eindeutig begründete oder unbegründete Anträge können im Zulassungsverfahren bereits 

entschieden werden. Ist kein anderer Staat zuständig, wird der Asylantrag zur inhaltlichen Prüfung in 

Österreich zugelassen. Erst in diesem zweiten Abschnitt wird die Schutzbedürftigkeit des Asylsuchen-

den ermittelt. 

 

 

Zulassungsprüfung 

Der erste Abschnitt, das sogenannte Zulassungsverfahren, findet in einer Erstaufnahmestelle statt 

und wird vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) durchgeführt. Die Grundlage dafür ist 

die Dublin-Verordnung der EU, der auch die Schweiz und Norwegen beigetreten sind. Sie enthält eine 

Reihe von Kriterien für die Zuständigkeit eines Staates für ein Asylverfahren. Grundsätzlich gilt nach 

dieser Dublin-Verordnung, dass der EU-Staat, der von einem Asylsuchenden zuerst betreten wurde, 

für das Verfahren zuständig ist. Dadurch sind tendenziell Staaten mit einer EU-Außengrenze (z. B. 

Italien, Griechenland, Spanien, Malta) oft für AsylwerberInnen zuständig, die in anderen Staaten (z. 

B. Österreich) einen Antrag auf Schutz stellen. Sie können dann in diese Länder zurückgeschoben 

werden. Alle Menschen, die in die EU einreisen, werden in einer EU-weiten Datenbank registriert 

(Eurodac). Daher kann jeder Staat feststellen, ob ein Asylwerber bereits in einem anderen Staat re-

gistriert wurde, und ob daher dieser Staat für ein Verfahren zuständig wäre.  

http://www.demokratiezentrum.org/


 Online-Ausstellung MIGRATION ON TOUR 
www.migrationontour.at 

 

 

2 © Demokratiezentrum Wien – www.demokratiezentrum.org 
 

Von dieser Dublin-Verordnung gibt es Ausnahmen. Wer beispielsweise Familienangehörige in ei-

nem EU-Staat hat, die bereits als Flüchtlinge anerkannt sind, soll mit seinen Angehörigen zusammen-

geführt werden, wenn die Familienmitglieder dies wünschen. Es müssen allerdings nur engste Fami-

lienangehörige, also Ehegatten und minderjährige Kinder, berücksichtigt werden. Bei minderjährigen 

Kindern ohne Erziehungsberechtigten (unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen) wird der Asylan-

trag in jenem Land geprüft, in dem das Kind erstmals einen Asylantrag stellt.  

Abgesehen von der Dublin-Überprüfung wird auch überprüft, ob es auch einen „sicheren Dritt-

staat“ gibt, der für das Asylverfahren zuständig ist. Das bedeutet, es wird überprüft, ob auf der 

Fluchtroute einer Person ein sicherer Staat außerhalb der EU betreten wurde. Dann könnte der/die 

AsylwerberIn in diesen Staat zurückgeschoben werden. 

Im Zulassungsverfahren durchläuft der/die AsylwerberIn verschiedene Verfahrenshandlungen. 

Nach der Ankunft in der Erstaufnahmestelle Traiskirchen, Thalham oder am Flughafen Schwechat 

erfolgt die erkennungsdienstliche Behandlung – die Abnahme von Fingerabdrücken, die Aufnahme 

der persönlichen Daten und die polizeiliche Einvernahme zum Fluchtweg. Bei Flüchtlingen, die von 

der Polizei aufgegriffen wurden, kann diese erste Befragung auch auf der Polizeidienststelle durchge-

führt werden. 

Während des Zulassungsverfahrens gelten besondere Mitwirkungspflichten, unter anderem müs-

sen sich AsylwerberInnen bis zur Einvernahme durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 

(BFA) in der Erstaufnahmestelle aufhalten. Hier soll vor allem rasch ermittelt werden, ob Österreich 

für das Verfahren zuständig ist. Nach den ersten Befragungen (mit Anwesenheitspflicht) dürfen Asyl-

suchende den Bezirk der Erstaufnahmestelle (Baden oder Vöcklabruck) nicht verlassen, während ein 

so genanntes Dublin-Verfahren läuft. Sie unterliegen der sogenannten Gebietsbeschränkung. Bei 

einem negativen Dublin-Bescheid kann ein Asylwerber Berufung einlegen; er oder sie kann aber wäh-

rend des Berufungsverfahrens in den zuständigen Staat abgeschoben werden. 

 

 

Zugelassene Asylverfahren: Drei Entscheidungen in einem Verfahren 

Wird der Antrag zur inhaltlichen Prüfung zugelassen, erhalten die Asylsuchenden ein vorläufiges Auf-

enthaltsrecht bis zum rechtskräftigen Abschluss des Asylverfahrens, was durch eine „weiße Karte“ 

(als eine Art Ausweis) dokumentiert wird. Nach der Verfahrenszulassung wird der Akt einer Außen-

stelle des Bundesasylamts zugeteilt und der oder die AsylwerberIn in ein Grundversorgungsquartier 

der Länder verlegt. 

Nach einer persönlichen Einvernahme und weiteren Ermittlungen entscheidet das BFA, ob der 

Asylstatus zuzuerkennen ist, subsidiärer Schutz gewährt wird oder die Ausweisung unzulässig wäre. 

Dabei hat sich das BFA an der Genfer Flüchtlingskonvention, der EU-Qualifikationsrichtlinie und der 

Europäischen Menschenrechtskonvention zu orientieren. Als Flüchtling gilt eine Person, die wegen 

ihrer politischen Gesinnung, Religion, der Zugehörigkeit zu einer ethnischen oder sozialen Gruppe 

oder aufgrund ihrer Rassei Verfolgung befürchtet und den internationalen Schutz zur Verhinderung 

drohender Menschenrechtsverletzungen benötigt. Liegen diese Gründe nicht vor, wird vom BFA ge-

prüft, ob eine Abschiebung in den Herkunftsstaat menschenrechtswidrig wäre, z. B. weil im Her-

kunftsland Bürgerkrieg herrscht, sodass im Fall der Rückkehr eine ernsthafte Gefahr für Leib und 

Leben droht. Bestehen solche Bedenken nicht, wird noch geprüft, ob einer Ausweisung schützens-

wertes Privat- und Familienleben entgegensteht. Gegen negative Entscheidungen des BFA kann vor 

dem Bundesverwaltungsgericht berufen werden. Dieser kann entscheiden, dass sich das BFA erneut 
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mit dem Fall auseinandersetzen muss. Bei einer neuerlichen negativen Entscheidung kann beim Ver-

fassungsgerichtshof berufen werden.  

Alle Angaben zu Fluchtgründen und möglicher Verfolgung sollen bei der ersten Vernehmung im 

Zulassungs- bzw. im Asylverfahren genannt werden. Neue Fakten können nur in Ausnahmefällen 

noch im Beschwerdeverfahren vorgebracht werden, dafür muss der/die AsylwerberIn jedoch nach-

weisen, dass ihm bzw. ihr dies im erstinstanzlichen Verfahren nicht möglich war, beispielsweise we-

gen einer schweren Traumatisierung.  

Rechtliche Beratung und konkrete Unterstützung im Verfahren, vor allem beim Beschwerdever-

fahren (z.B. Verfassen einer Beschwerde) wird in den meisten Fällen von NGOs geleistet. 2018 wur-

den Pläne der damaligen ÖVP-FPÖ-Bundesregierung laut, diese unabhängige Rechtsberatung durch 

externe Akteure de facto einzustellen bzw. zu verbieten und eine so genannte Bundesbetreuungs-

agentur zu schaffen, die direkt im Innenministerium angesiedelt wäre. Das bedeutet, dass (weisungs-

gebundene) MitarbeiterInnen des Ministeriums die Menschen bei Beschwerden gegen negative Be-

scheide beraten würden, die von der gleichen Behörde (BFA, angesiedelt im Innenministerium) aus-

gestellt wurden. Gewaltenteilung sowie unabhängige Rechtsberatung wären dadurch stark bedroht 

oder außer Kraft gesetzt. Dagegen gab es starke Kritik von vielen Seiten, v.a. von Organisationen, die 

bisher diese Beratung durchführen und auf langjährige Expertise zurückgreifen können. Eine Ent-

scheidung bzw. weiteres Vorgehen in der Sache stehen bisher (Jänner 2020) noch aus. 

 

 

Schubhaft 

Obwohl AsylwerberInnen während der Prüfung ihres Asylantrags nicht abgeschoben werden dürfen, 

sind sie in Österreich nicht vor Schubhaft geschützt. Es gibt zahlreiche Gründe für die Fremdenpolizei, 

Schubhaft anzuordnen, allerdings sind ihr dabei durch die verfassungsrechtlich geschützte persönli-

che Freiheit (in der Praxis nicht immer eingehaltene) Schranken gesetzt. Betroffen von Schubhaft 

sind vorwiegend AsylwerberInnen, bei denen ein Dublin-Verfahren durchgeführt wird; auch dann, 

wenn ein Asylantrag erst in Haft gestellt wird, wenn bereits eine Ausweisung oder ein Aufenthalts-

verbot vorliegt oder AsylwerberInnen ihre Anwesenheits- und Meldepflichten missachten, droht 

Schubhaft in einem der polizeilichen Anhaltezentren. Grundsätzlich soll Schubhaft nur so lang zuläs-

sig sein wie unbedingt nötig und muss in Zusammenhang mit einer bevorstehenden Abschiebung 

stehen. Maximal darf die Schubhaft 6 Monate betragen, wirkt jedoch der Schubhäftling nicht bei den 

nötigen Verfahrenshandlungen mit, wie etwa bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten, kann 

die Schubhaft bis zu 10 Monate aufrechterhalten werden. 

 

 

Neuerungen im Asylverfahren ab 2016  

Die schon im Herbst 2015 in Begutachtung geschickten Änderungen des Asylrechts sind mit 1. Juni 

2016 in Kraft getreten.ii 

 

 

Asyl auf Zeit  
Schutzsuchende, die nach dem 15. November 2015 einen Asylantrag gestellt haben und bei denen 

erst nach dem 1. Juni 2016 eine positive Entscheidung über den Asylstatus ergangen ist, erhalten 
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nicht wie bisher ein unbefristetes Aufenthaltsrecht. Ihr Aufenthaltsrecht wird vorerst auf drei Jahre 

befristet. Ist im Herkunftsland keine Änderung der Umstände eingetreten, sodass dem Flüchtling 

weiterhin die Gefahr von Verfolgung droht, wird amtswegig ein unbefristetes Aufenthaltsrecht er-

teilt. Darüber sind asylberechtigte Flüchtlinge zu informieren.  

Grundlage für die Überprüfung des weiterbestehenden Schutzbedarfs bzw. die Einleitung von Ab-

erkennungsverfahren sind Länderberichte der Staatendokumentation, die im Bundesamt für Frem-

denwesen und Asyl (BFA) die allgemeine Situation und die Menschenrechtslage in den Herkunftslän-

dern der Flüchtlinge aufarbeiten. Berichte zur aktuellen Situation soll es für die wichtigsten Her-

kunftsländer der Flüchtlinge jährlich geben. Nur wenn wesentliche und dauerhafte Änderungen der 

Umstände eingetreten sind, müsste das BFA ein Aberkennungsverfahren einleiten. Dieses Aberken-

nungsverfahren wegen grundlegend geänderter Umstände im Herkunftsland ist nichts Neues, dieser 

Beendigungstatbestand ist auch in der Genfer Flüchtlingskonvention und im österreichischen Asyl-

recht enthalten, war aber bisher praktisch nicht relevant. 

Die nunmehr nur befristete Aufenthaltsberechtigung wird sich nachteilig auf die Integration von 

Flüchtlingen auswirken. Flüchtlinge selbst müssen mit der Unsicherheit über ihre Zukunft zu Rande 

kommen, zu erwarten ist auch, dass Nachteile bei der Wohnungssuche, bei Mietverträgen und auch 

am Arbeitsmarkt entstehen. Jedenfalls ist diese aufenthaltsrechtliche Unsicherheit mit einer fördern-

den Integrationspolitik nicht in Einklang zu bringen.  

 

 

Erschwerung des Familiennachzugs 

Betroffen von den neuen Voraussetzungen für den Familiennachzug sind vor allem subsidiär Schutz-

berechtigte. Für sie gilt nun eine dreijährige Wartefrist, bevor Angehörige ihrer Kernfamilie die Zu-

sammenführung beantragen können. Zusätzlich muss ein ausreichendes Einkommen, Krankenversi-

cherung und eine ortsübliche Wohnung nachgewiesen werden. Die Folgen dieser Verschärfung der 

Kriterien sind vorhersehbar: Viele subsidiär Schutzberechtigte aus Afghanistan, dem Irak, zunehmend 

nun auch aus Syrien werden in die Zwangslage gebracht, entweder zu ihren Ehegatten und Kindern 

zurückzukehren, um ihre Familie zu schützen oder diese Schleppern anzuvertrauen, um sie nach Ös-

terreich zu bringen. 

 

 

Mitwirkung der AsylwerberInnen im Verfahren verschärft 

Das Fremdenrechtsänderungsgesetz 2018 legte u.a. fest, dass AsylwerberInnen sich nun an den Kos-

ten des Asylverfahrens beteiligen müssen. Ferner dürfen Handys zur Bestimmung der Fluchtroute 

durchsucht werden, die Auswertung von Handydaten wurde bisher unter Rücksicht auf den Daten-

schutz aber nicht durchgeführt. Das Gesetz wurde von NGOs kritisiert, die Asylkoordination befürch-

tete etwa unverhältnismäßige Eingriffe in die Grundrechte sowie einen zunehmenden Verwaltungs-

aufwand. Auch Amnesty International äußerte menschenrechtliche Bedenken. 

 

 

Positive Änderungen 

Eine Erleichterung für die polizeiliche Befragung und Beschleunigung dürfte die Möglichkeit darstel-

len, zu einer Befragung oder Einvernahme einen/eine DolmetscherIn per Video zuzuschalten, wenn 

diese/r nicht binnen angemessener Zeit verfügbar ist.  
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Jenen Asylberechtigten, die nach dem 1. Juni 2016 eine positive Entscheidung erhalten haben, 

wird eine Karte für Asylberechtigte, mit der ihre Identität und ihr Aufenthaltsrecht dokumentiert 

wird, ausgestellt, eine der wenigen positiven Bestimmungen der Gesetzesänderung. 

 

Das Motto „Integration Fordern und Fördern“ schlägt sich auch in dieser Novelle nieder. Schutzsu-

chende, denen Asyl- oder subsidiärer Status anerkannt wurde, sind verpflichtet, unverzüglich persön-

lich im Integrationszentrum des ÖIF (Österreichischer Integrationsfonds) des jeweiligen Bundeslan-

des zu erscheinen. Vorgesehen ist weiters, dass der ÖIF im Fall eines Aberkennungsverfahren und 

eines damit eingeleiteten Rückkehrverfahren dem BFA Auskunft über Kursteilnahme(n) und -erfolge 

zu erteilen hat. 

 

 

Anny Knapp, Asylkoordination Österreich, http://www.asyl.at/  

Bearbeitung durch Demokratiezentrum Wien 

 

Quellen:  

https://www.erzdioezese-wien.at/site/home/nachrichten/article/69156.html  

https://www.derstandard.at/story/2000109883835/asyl-ngos-fordern-ruecknahme-der-

bundesbetreuungsagentur  

 
i Der Begriff „Rasse“ folgt einem mittlerweile nicht mehr anerkannten Rassenkonzept, wird aber in der aus dem 
Jahr 1951 stammenden Genfer Flüchtlingskonvention verwendet. Siehe dazu u.a.: UNHCR-Vertretung für 
Deutschland und Österreich: Richtlinien zum Internationalen Schutz. Zusammenstellung der bisherigen Ausga-
ben, Berlin, Jänner 2011, abrufbar unter: 
http://www.unhcr.de/fileadmin/rechtsinfos/fluechtlingsrecht/1_international/1_1_voelkerrecht/1_1_3/FR_int
_vr_rl-Richtlinie_Zsf.pdf 
ii Asylgesetznovelle (BGBl. I Nr. 24/2016) 
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